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Für ein gerechteres 
Kassel & Hessen

Gemeinsam statt einsam

Warum die AfD 
unsoziale Politik 
macht.  

Unsere Kandidat:innen 
für Kassel stellen 
sich vor. 

Nein zum riesigem 
Hotelkomplex in der 
Fünffensterstraße.



MOBILITÄT

LIEBE LESER:INNEN

Die neue LinKS-
zeitung ist da
Schön, dass Sie unsere kleine 
LinKSzeitung lesen! Geschrie-
ben und verteilt von Leuten, 
die in der politischen Linken in 
Kassel aktiv sind; kostenlos für 
alle, die es interessiert.

Wir erzählen, was wir im Stadt-
parlament anschieben. Wir 
zeigen Gesichter und Projekte 
von Linken in Kassel. Und wir 
berichten über Menschen in 
Kassel, die zu wenig beachtet 
werden.

Die allererste LinKSzeitung ist 
im Jahr 2007 erschienen. Seit-
her gab es 35 Ausgaben. Und 
jetzt haben wir angefangen, die 
LinKSzeitung neuzugestalten: 
Kürzere Artikel, leichter zu lesen 
und neues Design.

Wir freuen uns sehr über Rück-
meldungen jeder Art - am bes-
ten per E-Mail an 
info@linksfraktion-kassel.de

„Wir“ sind Stadtverordnete, Ma-
gistratsmitglieder, Ortsbeiräte, 
Mitglieder im Kreisvorstand der 
Partei DIE LINKE. Kassel. Dazu 
gesellen sich immer wieder 
Linke ohne Parteibuch, die in In-
itiativen aktiv sind: für Frieden, 
Gerechtigkeit, Solidarität und 
Umweltschutz in unserer Stadt.

Freundliche Grüße von der Re-
daktion: Christine Stein, Sabine 
Leidig, Myriam Kaskel und Jens 
Meyer

Das konnten sich alle leisten. 
Seit Mai gibt es ein Deutsch-
landticket für den öffentlichen 
Nahverkehr im ganzen Land. 
Das kostet aber 49 Euro im Mo-
nat. Und das ist für viele zu viel. 
Seit 1. August bietet Hessen 
das vergünstigt als Sozialticket 
an. Für 31 Euro pro Monat. Aber 
das hilft kaum weiter. 

In Kassel gibt es seit 2020 ein 
Sozialticket für alle, die zu wenig 
Einkommen haben und eine Teil-
habe-Card besitzen. Dieses „Mit-
tendrin-Ticket“ kostet 35 Euro im 
Monat. Man kann damit Bus, Tram 
und Regiotram im Kassel-Plus Ge-
biet nutzen und wochentags ab 19 
Uhr sowie an Wochenenden und 
Feiertagen eine weitere erwachse-
ne Person und alle zum Haushalt 
gehörenden Kinder unter 18 Jah-
ren kostenfrei mitnehmen. Es gibt 

viele von Armut betroffene Famili-
en in unserer Stadt, für die diese 
Möglichkeit sehr wichtig ist. Aller-
dings müssen sich Menschen, die 
auf Sozialhilfe angewiesen sind, 
das Geld für das Ticket vom Mund 
absparen - gerade jetzt, wo alles 
Lebensnotwendige so viel teurer 
geworden ist.

Wir wollen den Nulltarif für alle 
mit Teilhabe-Card! Dafür müsste 
die Stadt Kassel etwa 600.000 
Euro an die Verkehrsgesellschaft 
KVG bezahlen. Das beantragt DIE 
LINKE für den Haushalt. Und wir 
sammeln Unterschriften dafür, da-
mit der Druck größer wird. 

Zusätzlich soll das 31-Euro-Ti-
cket vom Land Hessen so gelten 
wie bisher das Mittendrin-Ticket. 
Und das deutschlandweit. Und 
nicht als Jahres-Abo, sonder ein-
zeln für jeden Monat zu kaufen.

Wisst ihr noch? Im letzten Sommer gab es das 9-Euro-
Ticket – das war toll!

Nulltarif für NVV
MOBILITÄT

Alle Ausga-
ben hier zum 
Stöbern:

Demo von „Fridays 

for future“  am 

Hauptbahnhof.  



Jedes 4. Kind in Kassel ist arm, 
in Hessen jedes fünfte Kind. 
Vor allem Alleinerziehende und 
Familien mit mehr als 2 Kindern 
sind von Armut gefährdet. 

Schon jetzt sind mehr als 1000 
Menschen in Kassel wohnungslos. 
Über 18 % der Menschen in Kas-
sel gelten als arm und viele mehr 
haben durch niedrige Löhne, die 
hohen Mieten, Lebensmittelprei-
se und Energiekosten zu kämp-
fen. Die Tarifverhandlungen 2023 
brachten nur Ergebnisse, die unter 
der Inflationsrate liegen, d. h. ech-
te Lohnsteigerungen gab es die-
ses Jahr nicht. 

Doch was kann man konkret 
tun, um Menschen in Not zu hel-
fen? Dazu haben wir eine Diskussi-
onsveranstaltung mit Betroffenen 
gemacht. Auch unsere Fachleute 

aus der wöchentlichen Sozial-
sprechstunde waren dabei. Sie 
haben von vielen Missständen be-
richtet und Vorschläge gemacht, 
was ihnen helfen würde. Diese 
wollen wir in den Kasseler Pakt 
gegen Armut tragen: Eine Diskus-
sionsrunde in der Politiker:innen, 
Mitarbeiter:innen in den Ämtern 
und Sozialarbeiter:innen versu-
chen Vorschläge zu erarbeiten. 
Bisher aber ohne Betroffene dazu-
zuholen. Bei unserem Austausch 
mit den Betroffenen konnten vor 
allem folgende schnell umsetzbare 
Punkte als zentral für einen Kampf 
gegen Armut gefunden werden. 

Die Bürokratie des Jobcenters 
lässt Menschen verzweifeln, die 
Formulare sind zu kompliziert 
und unverständlich. Die konkrete 
Not bleibt außen vor. Ein Nothilfe-

ARMUT

Fonds aus dem z. B. Mietkaution 
bezahlt werden kann, wäre sehr 
nötig - u. a. um Wohnungslosigkeit 
zu vermeiden! Es braucht mehr 
persönliche Beratung im Jobcen-
ter. Bearbeitungszeiten müssen 
verkürzt und Bescheide schneller 
verschickt werden. Ermessens-
spielräume müssen zugunsten der 
Betroffenen ausgeschöpft werden 
und Vorschüsse müssen häufiger 
unbürokratisch vergeben werden. 

Auch ein städtischer Dolmet-
scherpool ist wichtig und muss 
ausgebaut werden, ebenso eine 
einfache(re) Sprache der Behör-
den. Darüber hinaus brauchen Not-
Unterkünfte Hausmeister:innen, 
die auch Entscheidungen treffen 
können und Sozialarbeit vor Ort. 
  

SOZIALES

Wir kämpfen 
gegen Armut!

Unsere Ausstellungseröffnung 

„Die Gewalt der Armut“ zur Arbeit des 

„Arzt der Armen“, Prof. Dr. Gerhard Trabert



LANDTAGSWAHL

Macht Hessen 
gerecht
DIE LINKE kämpft dafür, die Le-
bensbedingungen der Menschen 
konkret zu verbessern. Dafür 
suchen wir auch die Zusammen-
arbeit mit Partner:innen, mit de-
nen es möglich ist, einen echten 
Politikwechsel durchzusetzen und 
Hessen sozialer, ökologischer und 
gerechter zu machen. Für diese 
Ziele wollen wir weiter Druck 
machen. Für uns ist es entschei-
dend, dass sich die Politik verän-
dert. Eine Stimme für DIE LINKE 
ist eine Stimme für:
• Soziale Sicherheit und gute 

Arbeit
• Bezahlbare Mieten und ein 

sicheres Zuhause
• Rüstungskonversion und 

Frieden
• Klimagerechte Zukunft durch 

Energie-, Verkehrs- und Agrar-
wende

• Gerechte Bildung für alle
• Gleichwertige Lebensverhält-

nisse in Stadt und Land
• Vorrang für das Öffentliche 

und ein gut ausgebautes Ge-
meinwesen

LANTAGSWAHL 8. OKTOBER

Atilla Sarikaya
Direktkandidat Kassel-West

Warum kandidierst Du für den Landtag?
Ich habe meine Aufgabe immer darin gese-
hen, den Druck auf Politik durch Aktivitä-
ten auf der Straße zu erhöhen, um Politik 
zu mehr sozialer Gerechtigkeit zu bewegen. 
Besonders durch die Unterstützung von sozi-
alen Kämpfen will ich zu einer sozial gerechte-
ren Welt beitragen. Ich streite für eine Ge-
sellschaft, in der alle Menschen am 
Wohlstand beteiligt werden und 
in der sie ein selbstbestimm-
tes Leben führen können. 

Wobei macht DIE LIN-
KE den Unterschied?
Bei unserer Partei finde 
ich den Anspruch auf 
soziale Gerechtigkeit 
gut verknüpft mit der 
Verteilungsfrage. In 
unserer reichen Ge-
sellschaft ist genug 
für Alle da, aber nicht 
genug für die Gier von 
einigen wenigen. Ich will soli-
darische Lösungen in den Berei-
chen Wohnen, Energie, Verkehr, 
Bildung, Gesundheit, etc. bei 
dem keiner allein gelassen wird. 
Das bindet mich als überzeugten 
Demokraten an DIE LINKE.

Was sind die drängenden 
Probleme, die Du in Kassel und 
Hessen siehst?
Mein Herzensprojekt in Kassel 
und Hessen wäre der Ausbau von 
Wohn- und Kulturräumen in öf-
fentlicher Hand. Die Preissteige-
rungen von Mieten in den letzten 
Jahren und die hinzugekommenen 
Preissteigerungen bei Energie und 
Lebensmittel durch die Inflation, 
haben die geringen Einkommen 
besonders stark belastet. Hinzu 
kommt der Umbau unserer Ener-
gieversorgung, die dezentral in 
Kommunen erfolgen muss und 
Bürgerenergie den Vorzug lässt. 

Machen Sie sich ein Bild 
von unserem Programm und 
unseren Kandidierenden. 
Wählen Sie am 08. Oktober 
2023 DIE LINKE!



Violetta Bock     
Direktkandidatin Kassel-Ost 

LANTAGSWAHL 8. OKTOBER

Warum kandidierst Du für den Landtag?
Ich kandidiere, weil ich fest daran glaube, dass wir 
gemeinsam eine gerechtere Gesellschaft erkämp-
fen können. Dazu brauchen wir eine starke Stim-
me in den Parlamenten. Ohne die Menschen in 
Betrieben und auf der Straße haben Ideen im Par-
lament in der Geschichte jedoch nie zu tatsächli-
chen Erfolgen für die Mehrheit geführt. Wir müssen 

sie uns gemeinsam holen. Aber auch das 
wird sehr viel einfacher, wenn es im 

Parlament eine starke linke Opposi-
tion gibt.

Wo macht DIE LINKE den Un-
terschied? 
Wir sind momentan die einzige 

Kraft im Landesparlament, 
die den Finger in die Wunde 
legt. Sei es, wenn Hessen 
ein Schlusslicht in der Kli-
mapolitik ist oder man den 
NSU-Komplex am liebsten 
vergessen lassen möchte. 

Von dem fehlenden bezahl-
baren Wohnraum und hoher Kin-
derarmut ganz zu schweigen, 
wenn man gleichzeitig eins der 
reichsten Bundesländer ist. 

Was sind deine politi-
schen Herzensthemen?
Ich will, dass diejenigen, die 

Solidarität mit 

Streikenden im 

Öffentlichen Dienst

heute unseren Wohlstand erarbei-
ten, auch diejenigen werden, die 
über unsere Zukunft entscheiden. 
Nicht die 10 Prozent der Ober-
schicht sondern Arbeiter:innen 
sollen die Macht über die Frage, 
was, wie und für wen produziert 
wird erlangen - statt Profitinteres-
sen unsere Gesellschaft formen zu 
lassen. Und ich will, dass diejeni-
gen, die heute vom Staat drangsa-
liert werden, weil sie noch nicht in 
seinem Sinne “arbeiten” können 
oder dürfen, sich nicht in Ämtern 
rumschlagen müssen. Ich will, 
dass diejenigen, die vor Armut und 
Gewalt fliehen, keine Angst haben 
müssen, wenn es im Morgengrau-
en klingelt. 

Wo sind die Schnittmengen 
zwischen deiner Kandidatur als 
Oberbürgermeisterin und der 
zur Landtagswahl?
Egal ob es um den Nahverkehr, 
die Wasserversorgung oder den 
Zustand der Spielplätze geht: Die 
Kommune und die Landespolitik 
sind oft die Mauern, gegen die 
Menschen in Hessen anlaufen, um 
etwas zum Besseren zu verändern.



GEFLÜCHTETE

Recht zu bleiben
Die Zahl der Menschen, die vor 
Kriegen, den Auswirkungen der 
Klimakatastrophe, politischer 
Verfolgung fliehen müssen, ist 
seit Jahren steigend. 

Ende 2022 waren laut Flücht-
lingskommisariat der Vereinten 
Nationen 108,4 Millionen Men-
schen weltweit auf der Flucht. 
Die meisten ziehen in Nachbar-
länder. Wer es hierher schafft, ist 
oft nach wie vor nicht sicher. Von 
den knapp 13.000 Abschiebungen 
2022 („freiwillige Ausreisen“ nicht 
mitgezählt), sind allein aus Hessen 
unter schwarz-grüner Regierung 
gut 1000 Menschen abgeschoben 
worden.

Die Abschiebung eines fünffa-
chen Familienvaters, der seit über 
27 Jahren in Deutschland lebt, 
konnte wortwörtlich in letzter Mi-
nute verhindert werden. Er war 
bereits in Abschiebehaft und in 
Handschellen auf dem Weg zum 
Flughafen. Durch Solidarität, enga-
gierte Anwälte und Öffentlichkeit 
konnte sie fürs Erste verhindert 
werden. Anders erging es einem 
19-jährigen Auszubildenden. Trotz 
Fachkräftemangel wurde er von 
einem Termin im Rathaus bei der 
Ausländerbehörde direkt zum 
Flughafen gebracht. Dieser Fall 
war für uns Anlass, zu beantragen, 
dass die Kommune jede Möglich-
keit ausschöpft, Abschiebungen 
aus öffentlichen Einrichtungen 
zu verhindern. Wer einen Termin 
bei einer Behörde hat, darf keine 
Angst haben. Wir knicken nicht ein 
vor dem erstarkenden Rassismus. 

Rechte bekämpft man nicht, in-
dem man ihre Forderungen über-
nimmt, wie dies gerade Frau Fa-
eser tut. Für das Recht zu bleiben! 
Für die Bekämpfung von Fluchtur-
sachen, nicht Menschen!

Gerne präsentiert sich die AfD 
als die Partei, die Mal ordent-
lich auf den Tisch haut gegen 
die korrupten Eliten „da oben“. 
In Wirklichkeit vertritt niemand 
so stark die Interessen der Eli-
ten wie die sogenannte „Alter-
native für Deutschland“. 

Die AfD streitet für Sozialabbau, 
gegen Gleichberechtigung und die 
Ausgrenzung und Diskriminierung 
von Migrant:innen & Geflüchteten. 
Anstatt sich um die Beschäftigten 
zu kümmern, will die AfD die Un-
ternehmen, Besserverdienende 
und Superreiche durch eine Ver-
änderung der Einkommenssteuer 
noch weiter entlasten. 

Steuerhinterziehung durch Rei-
che kostet den Staat jetzt schon 
jedes Jahr 100 Milliarden Euro. 
Mit der Gewerbesteuer, die nur 
gut verdienende Unternehmen 
zahlen, will die AfD zudem eine 
wichtige Geldquelle der Kommu-
nen abschaffen. Kürzungen in 
der Jugend- und Sozialarbeit, bei 
der Unterstützung von Vereinen 
und bei Kinderbetreuung wären 
die Folge. Auch die kommunale 
Grunderwerbssteuer und die Erb-

schaftssteuer sollen dran glau-
ben, die auch nur von eher reichen 
Menschen gezahlt wird. Sozial-
wohnungen sollen abgeschafft 
und die letzten öffentlichen Woh-
nungsbauunternehmen privati-
siert werden. 

  Ein leichter Zugang zu guter 
Bildung ist der wichtigste Bau-
stein der Demokratie, damit Men-
schen lernen, für ihre Rechte zu 
kämpfen. Fast nirgendwo haben 
Arbeiter:innenkinder so schlech-
te Chancen an die Uni zu gehen, 
wie hier. Eine Ursache dafür ist 
das dreigliedrige Schulsystem, 
das die AfD zementieren und aus-
bauen will. Auch Schüler:innen 
mit Behinderungen sollen nicht 
auf „normale“ Schulen gehen. An 
den Universitäten fordert die AfD, 
Studiengänge, die sich mit Gleich-
berechtigung befassen abzuschaf-
fen und Studiengebühren wieder 
einzuführen. In puncto Klima und 
Energieversorgung will die AfD 
neue Atomkraftwerke bauen und 
die erneuerbaren Energien ab-
schaffen. Autobahnen in Hessen 
sollen massiv ausgebaut werden. 

  

Angeblichen Alternativen auf den 
Grund gehen

GEGEN RECHTS

KOMMUNALES



Das Bündnis aus Grünen, CDU 
und FDP heißt Jamaika-Koaliti-
on, nach den Farben der Partei-
en. Seit Dezember 2021 bildet 
diese Koalition eine Mehrheit 
im Stadtparlament.  

Aber sie haben keinen Plan für 
die Entwicklung in unserer Stadt. 
Es fehlen Ideen, wie der übermä-
ßige Verkehr eingedämmt werden 
kann oder gegen zu hohe Mieten. 
Sie hat keine Ideen für mehr Ge-
rechtigkeit und Klimaschutz. Nutz-
lose Beschlüsse wie die „freiwilli-

ge Kasseler Lieferkettencharta“ 
werden gefasst und vergessen. 

Die drei Parteien haben keine 
gemeinsame Idee für eine bessere 
Stadt. Aber sie haben einen Plan, 
wie Posten besetzt werden. Das 
ist der Kern der Jamaika-Koalition 
in Kassel. Und es ist ein schlech-
ter Plan:

Die FDP stellt den Kämmerer: 
Herr Nölke. Der hat keine beson-
dere Erfahrung in der Finanzpoli-
tik. Aber nach seinem Abgang aus 
dem Bundestag braucht er einen 

Nicht gut für Kassel
JAMAIKA-KOALITION

Job. Die CDU kriegt auch einen 
hauptamtlichen Dezernenten. Der 
soll gleichzeitig für Ordnung, Digi-
talisierung und Soziales zuständig 
sein. Herr Wett: Keiner, der sich 
gut auskennt und wirklich was ver-
bessern will. Die Grünen bekom-
men eine Stadtbaurätin. Aber der 
sozial-ökologische Umbau wird 
wohl trotzdem nicht vorangehen. 
In der Jamaika-Koalition blockie-
ren sich die unterschiedlichen La-
ger gegenseitig. So muss niemand 
seine Wahlversprechen erfüllen. 

KOMMUNALES

Hinter dem Rathaus liegt eine 
grüne Oase: Beim Hugenotten-
haus in der Friedrichstraße wur-
de die Café-Bar PERLE vor ein 
paar Jahren neu erweckt. Ein 
sehr beliebter Ort in den war-
men Monaten. Mit Bäumen und 
Sträuchern ist er eine Wohltat 
für das Klima in der Innenstadt.

Doch jetzt will die Immobilien-
Investment-Firma Conley das ehe-
malige Hotel „Hessenland“ und 
das dahinter liegende Grundstück 
zu einem großen Hotelkomplex 
samt Tiefgarage ausbauen. Das 
wäre das Ende für die Perle.

Die Stadtverordneten der Koa-
lition aus GRÜNE, CDU und FDP 
haben für den entsprechenden Be-
bauungsplan gestimmt. Ein Argu-
ment: Die Investoren machen Kas-
sel attraktiv. Wir sagen nein! Eine 
private Immobilienfirma will vor al-
lem Gewinn machen. Deshalb wer-

den Wohnungen in den Häusern 
nebenan entmietet, Clubs müss-
ten im schlimmsten Fall schließe 
und das gemeinschaftliche Perle-
Projekt soll weichen.

Als DIE LINKE wollen wir das 
Gegenteil: Die Stadt soll ihren 
Bewohner:innen dienen und nicht 
dem privaten Profit. Die städti-
schen Grundstücke hier hätten 
vom letzten Oberbürgermeister 
gar nicht verkauft werden dürfen.

Tiefgaragen sind nicht attrak-
tiv - Gärten aber schon! Es wäre 

Nein zum übergroßen Hotelkomplex an der Fünffensterstraße
Schatz soll bleiben 
DIE PERLE

verrückt, gesunde Bäume inmitten 
der Stadt abzuschlagen. Hier wer-
den sie dringend gebraucht. 

Auch ein Hotel im bisherigen 
Format kann einladend sein – es 
muss nicht noch größer werden. 
Vor allem aber: Es sind Menschen, 
die mit viel Engagement zur Kultur 
beitragen, die unsere Stadt lie-
benswert machen. Perle und Hu-
genottenhaus sind wahre Schätze. 
Die wollen wir erhalten. 

spräch mit Maren 

Freyer (rechts) 

von der PERLE

Fraktion im Ge-



Hilfsangebote 
der LINKEN

Die im durch vielfältige sozia-
le Probleme geprägten Kasse-
ler Osten beheimatete Offene 
Schule Waldau bekommt nach 
vielen Jahren endlich ein neues 
Gebäude.

Die Kosten dafür sind durch die 
Steigerung der Bau- und Kredit-
kosten deutlich gestiegen. Aber 
gute Bildung braucht gute Bedin-
gungen auch für die anderen noch 
anstehenden Bauvorhaben an den 
sanierungsbedürftigen Kasseler 
Schulen. Dementsprechend hat 
DIE LINKE dem Vorhaben zuge-
stimmt, ganz unabhängig davon, 
dass wir das hier praktizierte ver-
schachtelte Modell mit der GWG-
Pro und der Stadt Kassel Immobi-
lien GmbH kritisch sehen.

Allerdings war die Informations-
politik des damaligen OB Geselle 
gewohnt intransparent. Wenn in 
einer Sitzung die Gesamtsumme 

für die nächsten 30 Jahre, nämlich 
grob 219,4 Millionen Euro, nicht 
ein einziges Mal genannt wird – of-
fenbar aus Angst davor, dass den 
Stadtverordneten bei dieser Sum-
me der Atem stockt und sie dann 
womöglich nicht zustimmen, ist 
eigentlich unerhört. 

Besser wäre es gewesen, wenn 
der Magistrat in der Vergangen-
heit seine Hausaufgaben gemacht 
hätte und der riesige Investitions-
stau an den öffentlichen Gebäu-
den so gar nicht erst entstanden 
wäre. Nun müssen eben die Kos-
ten gestemmt werden, weil auch 
die künftige IGS Nord Plus oder 
die Knippingschule diese Inves-
titionen dringend benötigen: Für 
neue und pädagogisch zeitgemä-
ße Schulgebäude mit positiven 
Rückwirkungen auf die jeweilige 
Stadtteilentwicklung.

Schulneubau startet
BILDUNG
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Die 11. aktualisierte Auf-
lage des Kasseler Kultur- 
und Sozialkompasses ist 
verfügbar. 

Der Sozialkompass der 
LINKEN verweist auf kosten-
lose und kostengünstige 
Kultur- und Verpflegungsan-
gebote, sowie auf Anlauf-
stellen bei konkreten Pro-
blemen. Wir erhalten viele 
positive Rückmeldungen 
zum Sozialkompass und 
sind froh, dass in der neuen 
Auflage weitere Angebote 
hinzugekommen sind. Der 
Sozialkompass hat inzwi-
schen Nachahmer:innen in 
anderen Städten und selbst 
in der Stadt Kassel gefun-
den. Die Schere zwischen 
Arm und Reich wird immer 
größer. Da müssen wir poli-
tisch dagegenhalten. Gleich-
zeitig ist uns wichtig, kon-
krete Hilfe vor Ort zu leisten 
und diejenigen zu stärken, 
die zu einer solidarischen 
Stadtgesellschaft beitragen.

Der Sozialkompass liegt 
wie immer in vielen ver-
schiedenen sozialen und 
kulturellen Einrichtungen 
und vor dem Fraktionsbüro 
der LINKEN aus. Zusätzlich 
zum Heft gibt es auf der In-
ternetseite sozialkompass-
kassel.de noch weitere 
Informationen zu den ver-
schiedenen Angeboten.


